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In eigener Sache 

 

Kurz vor den Herbstferien erhalten Sie unsere aktuelle Mandanteninformation zur Lektüre in den 

kommenden Wochen, an denen die Tage kürzer und die Temperaturen niedriger werden.  

 

Wir haben unsere Kanzleibroschüre mit den wichtigsten Informationen über unsere Kanzlei und unsere 

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen neu gestaltet. Diese finden Sie hier. Bestimmt entdecken Sie noch 

etwas, was Sie bisher nicht über uns wussten. 

 

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen hat Herrn Dr. Sebastian Schmuck am 25.09.2025 aufgrund seiner 

nachgewiesenen Kenntnisse in dem Fachgebiet die Bezeichnung Fachanwalt für Bau- und 

Architektenrecht verliehen. Herzlichen Glückwunsch! 

 

Herr Rechtsanwalt Michael Raden wird am 23.10.2025 bei der Sächsischen Verwaltungs- und 

Wirtschaftsakademie in Dresden als Dozent des 11.Dresdner  Abfallgebührentages mitwirken, sowie am 

06.11.2025 bei der Sächsischen Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie das Seminar Rechtsfragen der 

Gebührenkalkulation und am 18.11.2025 bei der Sächsischen Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie 

das Seminar Gebührenrecht nach dem Sächsischen Kommunalabgabegesetzt Wasser/Abwasser 

durchführen. 

 

In unserer heutigen Mandanteninformation finden Sie wieder interessente Entscheidungen aus den von 

uns bearbeiteten Rechtsgebieten, insbesondere aus dem Bau-, Kommunal- und Beamtenrecht. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ertragreiche Lektüre. 

 

Ihre  

 

SchmuckDäumichen Rechtsanwälte  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.flipsnack.com/AAB8676F8D6/brosch-re-kanzlei-schmuckd-umichen-final-c521y225s4/full-view.html
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OVG Sachsen-Anhalt: Baueinstellung bei unklarem Bauvorhaben 

 

In seinem Beschluss vom 04.04.2025 – 2 M 

21/25 hat das Oberverwaltungsgericht des 

Landes Sachsen-Anhalt zu den Voraussetzungen 

einer Baueinstellungsverfügung nach § 78 Abs. 1 

BauO LSA Stellung genommen. 

In dem Fall hatte der Grundstückseigentümer 

mit Rodungsarbeiten, dem Setzen von L-Profilen 

und Aufschüttungen begonnen. Einen 

Bauantrag auf Errichtung einer grenzständigen 

Doppelgarage hatte er zurückgenommen. 

Dessen Nachbar verlangte gegenüber der 

Bauaufsichtsbehörde ein Einschreiten gegen die 

Baumaßnahmen. Das Verwaltungsgericht Halle 

hatte die Bauaufsichtsbehörde im Wege der 

einstweiligen Anordnung verpflichtet, dem 

Grundstückseigentümer durch eine sofort 

vollziehbare bauaufsichtliche Verfügung 

aufzugeben, die Bauarbeiten auf seinem 

Grundstück vorläufig einzustellen. Die 

Anordnung sei notwendig, um eine mögliche 

Verletzung baurechtlicher Bestimmungen zu 

verhindern, die auch dem Schutz des 

Eigentümers des Nachbargrundstücks zu dienen 

bestimmt seien. Hierbei handle es sich um das 

Abstandsflächengebot (§ 6 BauO LSA), den 

Gebietserhaltungsanspruch und das Gebot der 

Rücksichtnahme. Nicht ausgeschlossen sei eine 

Verletzung dieser Rechte, weil nach Aktenlage 

unklar bleibe, welches Vorhaben der Eigentümer 

mit den auf seinem Grundstück begonnenen 

Baumaßnahmen genau verwirklichen wolle. 

Die Bauaufsichtsbehörde kam dieser Anordnung 

durch Erlass einer Baueinstellungsverfügung 

nach, legte gegen die Entscheidung des 

Verwaltungsgerichts aber Beschwerde ein.  

Das Oberverwaltungsgericht wies die 

Beschwerde zurück. Nach § 78 Abs. 1 Satz 1 

BauO LSA könne die Bauaufsichtsbehörde die 

Einstellung der Bauarbeiten anordnen, wenn 

Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-

rechtlichen Vorschriften errichtet werden. Das 

Merkmal einer Errichtung im Widerspruch zu 

öffentlich-rechtlichen Vorschriften sei bereits 

dann erfüllt, wenn nicht ausgeschlossen werden 

könne, dass begonnene Baumaßnahmen im 

Ergebnis zu einem baurechtswidrigen Zustand 

führen. Ansonsten liefe die Ermächtigung zur 

Baustilllegung in den Fällen leer, in denen 

Unklarheit darüber herrscht, ob das Vorhaben 

nach seiner Fertigstellung baurechtswidrig ist. 

Die Bauaufsichtsbehörde müsste es dann trotz 

eines entsprechenden Verdachts hinnehmen, 

dass vollendete Tatsachen geschaffen werden, 

um erst anschließend im Wege einer 

Beseitigungsverfügung einschreiten zu können. 

Liegt eine solche Unklarheit vor und erstreckt 

sich die Mutmaßung auf Vorschriften, die auch 

dem Schutz des Nachbarn zu dienen bestimmt 

sind, verdichte sich die Ermächtigung für die 

Bauaufsichtsbehörde, wenn ihr Ermessen auf 

Null reduziert ist, zu einer Pflicht zum 

Einschreiten und für den Nachbarn zu einem 

entsprechenden Anspruch. Da der 

Grundstückseigentümer keine Angaben zu dem 

beabsichtigten Vorhaben gemacht hatte, konnte 

eine Verletzung nachbarschützender 

Vorschriften nicht ausgeschlossen werden, 

sodass der Bau eingestellt werden durfte. 

Der Antrag der Bauaufsichtsbehörde auf 

Aufhebung seiner Baueinstellungsverfügung sei 

unzulässig, da sie den Bescheid selbst nach § 49 

Abs. 1 VwVfG widerrufen könne, sobald 

ausreichend Informationen des 

Grundstückseigentümers vorliegen, wonach das 

Vorhaben mit öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften in Einklang steht. 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt
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BVerwG: Keine Aberkennung des Ruhegehalts trotz Mordes – Ausländisches Urteil (allein) 

reicht nicht aus 

 

Ein deutscher Ruhestandsbeamter, der in 

Spanien wegen Mordes an seiner Ehefrau und 

einem seiner Söhne verurteilt wurde, behält sein 

Ruhegehalt. Das hat das 

Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) in letzter 

Instanz in seinem Urteil vom 04.09.2025 - 2 C 

13.24 entschieden und damit die 

Entscheidungen der Vorinstanzen bestätigt. Der 

Hintergrund wirft ein Schlaglicht auf die 

rechtlichen Grenzen der beamtenrechtlichen 

Disziplinargewalt bei Auslandstaten. 

 

Der Beamte, seit 2011 im vorzeitigen Ruhestand, 

war nach Teneriffa gezogen. Im Jahr 2019 tötete 

er dort seine getrenntlebende Ehefrau sowie 

einen der beiden gemeinsamen Söhne. Der 

zweite Sohn überlebte den Angriff. Ein 

spanisches Strafgericht verurteilte ihn im Jahr 

2022 wegen zweifachen Mordes sowie 

versuchten Mordes zu einer lebenslangen 

Freiheitsstrafe sowie weiteren langjährigen 

Haftstrafen. 

 

Die Bundesagentur für Arbeit erhob daraufhin 

Disziplinarklage mit dem Ziel, das Ruhegehalt 

abzuerkennen. Doch sowohl das 

Oberverwaltungsgericht als auch nun das 

BVerwG lehnten dies ab. Maßgeblich ist aus 

Sicht des Gerichts § 59 Abs. 1 Nr. 2 

Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG). Danach 

setzt eine automatische Aberkennung der 

Versorgungsbezüge eine rechtskräftige 

Verurteilung durch ein deutsches Strafgericht zu 

einer Freiheitsstrafe von mindestens zwei 

Jahren voraus. Ein ausländisches Urteil entfaltet 

diese Wirkung in dem entschiedenen Fall 

hingegen nicht. 

 

Das BVerwG hat in seiner Entscheidung zudem 

klargestellt, dass die begangenen Taten – so 

grausam sie auch sein mögen – bei einem 

Ruhestandsbeamten nicht ohne Weiteres als 

Dienstvergehen im Sinne des § 77 

Bundesbeamtengesetz (BBG) qualifiziert 

werden können. Denn Ruhestandsbeamte 

unterliegen nur noch eingeschränkt der 

beamtenrechtlichen Pflichtenkontrolle. 

Dienstvergehen können bei ihnen nur dann 

angenommen werden, wenn sie gegen die 

fortbestehende Pflicht zur Verfassungstreue 

verstoßen, insbesondere gegen die freiheitliche 

demokratische Grundordnung. 

 

Ein solcher Verstoß sei hier jedoch nicht 

gegeben. Der Mord an Ehefrau und Sohn sei, so 

das Gericht, nicht politisch oder ideologisch 

motiviert gewesen, sondern sei auf private 

Beweggründe zurückzuführen. Auch eine 

geschlechtsspezifische Motivation – ein 

sogenannter Femizid – wurde von den 

spanischen Gerichten ausdrücklich verneint.  

 

Die Entscheidung des BVerwG macht deutlich: 

Die Schwelle für eine Aberkennung von 

Versorgungsbezügen im Ruhestand ist hoch – 

insbesondere wenn die zugrunde liegenden 

Straftaten im Ausland verübt und dort 

abgeurteilt wurden. Der Gesetzgeber hat sich 

bewusst dafür entschieden, an eine deutsche 

Verurteilung anzuknüpfen. Ob dies angesichts 

der Schwere der Tat im konkreten Fall als 

gerecht empfunden wird, ist eine andere Frage – 

rechtlich scheint es jedoch korrekt zu sein. 

 

 

 

 

Torsten Geißler 

Rechtsanwalt 
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Anfechtung der Ausschlagung einer Erbschaft wegen Zusammensetzung des Nachlasses 

 

OLG  Düsseldorf Beschl. v. 01.07.2025, Az. 3 W 

63/25 

 

Das OLG hatte über eine Beschwerde gegen die 

Zurückweisung eines Erbscheinsantrags zu 

entscheiden. 

 

Mit Beschluss hatte das Amtsgericht – 

Rechtspflegerin – den Erbscheinsantrag des 

Beteiligten zu 1. (Erbe 3. Ordnung) 

zurückgewiesen. Zur Begründung hatte es 

ausgeführt, der Beteiligte zu 2. (Erbe 2. Ordnung) 

habe seine Ausschlagungserklärung vom 

wirksam angefochten, da er damals einem 

Inhaltsirrtum unterlegen sei. Er habe sich 

insoweit geirrt, als er davon ausgegangen sei, 

dass der Bestand der Passiva den Bestand der 

Aktive übersteige. Sein Irrtum über das 

Nichtvorhandensein von Verbindlichkeiten und 

damit sein Irrtum über die Zusammensetzung 

des Nachlasses sei ein beachtlicher 

Inhaltsirrtum. Möglicherweise habe er sich 

zudem auch über den Bestand der zum Nachlass 

gehörenden Aktiva geirrt, so dass 

möglicherweise erst nachträglich bekannt 

gewordene Nachlassaktivwerte letztendlich zu 

dem in dem Erbscheinsantrag angeführten 

Nachlasswert von 50.000,00 € geführt hätten. 

Aufgrund der Ausschlagung des Erben 2. 

Ordnung ist die Erbschaft diesem angefallen. 

 

Dagegen wendet sich der Beteiligte zu 1. mit 

seiner Beschwerde, welche in der Sache Erfolg 

hatte. 

 

Der Senat hob den angefochtenen Beschluss auf  

und wies das Amtsgericht an, den 

Erbscheinsantrag unter Berücksichtigung der 

Rechtsauffassung des Senats neu zu bescheiden 

und dem Erben auf Antrag ein Zeugnis über sein 

Erbrecht zu erteilen, § 2353 BGB, da das 

Amtsgericht zu Unrecht angenommen hat, dass 

dem Beteiligten zu 2. ein Anfechtungsgrund im 

Sinne der §§ 1954 Abs. 1, 119 Abs. 2 BGB zur Seite 

stand. 

 

Der Senat stellte klar, dass nicht die 

Überschuldung als solche eine 

verkehrswesentliche Eigenschaft des Nachlasses 

darstellt, sondern nur dessen 

Zusammensetzung, namentlich der Bestand an 

Aktiva oder Passiva. Die irrtümliche Vorstellung 

über eine Überschuldung ist erst im Rahmen der 

Kausalitätsprüfung zu berücksichtigen. Erklärt 

der Erbe die Erbausschlagung auf einer rein 

spekulativen und bewusst ungesicherten 

Grundlage und lässt er sich bei seiner 

Entscheidung von bloßen Vermutungen und 

Befürchtungen leiten, beruht seine 

Ausschlagungserklärung nicht auf einem 

faktenbasierten Irrtum über die 

Zusammensetzung des Nachlasses, sondern auf 

einem rechtlich unbeachtlichen Motivirrtum. 

 

Eine Fehlvorstellung über tatsächlich nicht 

bestehende, aber im Zeitpunkt der 

Erbausschlagung von ihm konkret 

angenommene Erblasserschulden hatte der 

Beteiligte zu 2. nicht vorgetragen. 

 

 

Anja Pauli 

Rechtsanwältin 
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Arbeitsunfall auf der Baustelle: BGH begrenzt Haftung der Generalunternehmerin 

BGH, Urteil vom 08.05.2025, Az. VII ZR 86/24 

Wann haftet ein Generalunternehmer für Fehler 

seiner Nachunternehmer? Mit dieser Frage hatte 

sich der Bundesgerichtshof im Anschluss an 

einen schweren Baustellenunfall zu befassen. 

 

Die Generalunternehmerin war mit der 

Errichtung eines neuen Gebäudes beauftragt. 

Für die Verbauarbeiten engagierte sie eine 

GmbH, die wiederum einen Nachunternehmer 

einschaltete. Dort war der Bauhelfer tätig, der 

beim Unfall verletzt wurde. Aufgabe dieses 

Nachunternehmers war es, sukzessive hölzerne 

Querträger in die Baugrube einzubringen, um 

diese abzusichern. Am Unfalltag musste der 

Bauhelfer in die Grube, um Stahlträger zu 

reinigen und Querträger einzusetzen. Nach den 

Sicherheitsvorgaben durfte die Ausschachtung 

nur schrittweise erfolgen – im Wechsel mit der 

Absicherung durch Querträger. Tatsächlich war 

die Grube aber durch den Arbeitgeber des 

Bauhelfers bereits zu tief ausgeschachtet 

worden. Dadurch kam es zum Einsturz des 

Erdreichs. Der Bauhelfer wurde verschüttet und 

schwer verletzt. Die Unfallversicherung 

erkannte den Vorfall als Arbeitsunfall an und 

verlangte die von ihr erbrachten Leistungen von 

der Generalunternehmerin zurück. 

 

Das Berufungsgericht vertrat die Auffassung, 

dass der Bauhelfer durch den Vertrag zwischen 

der Generalunternehmerin und dem mit den 

Ausschachtungsarbeiten beauftragten 

Unternehmen geschützt sei. Es bejahte damit 

einen Werkvertrag mit Schutzwirkung 

zugunsten Dritter. Nach seiner Ansicht müsse 

sich die Generalunternehmerin das schuldhafte 

falsche Ausschachten der Nachunternehmer 

nach § 278 BGB zurechnen lassen. 

Der VII. Zivilsenat des BGH sah dies anders und 

wies die Klage ab. Zwar sei der Grundgedanke 

des § 618 BGB aus dem Dienstvertragsrecht – 

wonach der Arbeitgeber verpflichtet ist, die 

Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass die 

Beschäftigten vor Gefahren für Leben und 

Gesundheit geschützt sind – auch im 

Werkvertragsrecht anwendbar. Stellt der 

Besteller ein Grundstück oder Arbeitsgerät für 

die Werkleistung zur Verfügung, muss er im 

Rahmen des Zumutbaren Gefahren hiervon für 

den Unternehmer vermeiden. 

 

Anders als beim Dienstverhältnis führt der vom 

Besteller beauftragte Unternehmer seine 

Arbeiten aber selbstständig und in eigener 

Verantwortung aus. Deshalb trifft ihn – und 

nicht den Besteller – die Pflicht zur 

verkehrssicheren Durchführung seiner Arbeiten. 

Auch die Unfallverhütungsvorschriften richten 

sich primär an den Unternehmer. Sie 

konkretisieren die Sorgfaltspflichten, die gerade 

den Unternehmer und seine Mitarbeiter 

schützen sollen. Die gegenteilige Ansicht des 

Berufungsgerichts hätte dazu geführt, dass die 

Pflicht eines Unternehmers zur sicheren 

Ausführung seiner Arbeiten regelmäßig auch als 

vertragliche Schutzpflicht des Bestellers 

gegenüber anderen Unternehmern oder deren 

Beschäftigten gewertet würde. Der Besteller 

müsste dann für diese Pflichten nach § 278 BGB 

einstehen. Damit würde der Pflichtenkreis des 

Bestellers jedoch überdehnt. 

 

Nele Harpke-Gläser 

Rechtsanwältin 
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 VG Halle: Vorausleistung in Höhe von 80 % 

der voraussichtlichen Beitragsschuld rechtmäßig 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des 

Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-

Anhalt ist ein Grundstück grundsätzlich erst 

dann von einer leitungsgebundenen 

öffentlichen Abwassereinrichtung bevorteilt, 

wenn der aus der Anschlussmöglichkeit 

resultierende Vorteil in rechtlicher und 

tatsächlicher Hinsicht auf Dauer sicher geboten 

wird. Das bedeutet, dass der Hauptsammler auf 

dem Weg zum Klärwerk durchgehend über 

Grundstücke verlaufen muss, die im öffentlichen 

Eigentum stehen. Verläuft er über private 

Grundstücke, muss er durch Eintragung einer 

Baulast oder Grunddienstbarkeit gesichert sein. 

Soweit im letzteren Fall Sicherheiten fehlen, 

kann die sachliche Beitragspflicht für ein 

Grundstück nicht entstehen und ein 

Herstellungsbeitrag nicht erhoben werden. 

Das VG Halle hatte die Rechtmäßigkeit eines 

Vorausleistungsbescheids auf die 

voraussichtliche Beitragsschuld eines 

Grundstücks im Eilverfahren zu bewerten. Vor 

dem Grundstück befindet sich seit dem Jahr 

2021 ein Mischwassersammler, an den das 

Grundstück angebunden und anfallendes 

Schmutzwasser zentral im Klärwerk entsorgt 

werden kann. Unstreitig lagen für den 

Hauptsammler nicht für alle Grundstücke 

gesicherte Leitungsrecht vor. Der von unserer 

Kanzlei vertretene Zweckverband erhob deshalb 

Vorausleistungen in Höhe von 80 % der 

voraussichtlichen Beitragsschuld. Er begründete 

den gewählten Prozentsatz damit, dass trotz 

fehlender Leitungsrechte die öffentliche 

Einrichtung ohne Einschränkung genutzt 

werden kann. 

Das VG Halle hält die Höhe von 80 % der 

voraussichtlichen Beitragsschuld im Beschluss 

vom 22.09.2025 – 4 B 281/25 HAL für 

angemessen. Zudem hat der Zweckverband sein 

Ermessen innerhalb des ihm zustehenden 

Ermessensspielraums ordnungsgemäß 

ausgeübt.  

Nach Auffassung des Gerichts fehlt es auch nicht 

an der erforderlichen Prognosesicherheit, dass 

künftig ein Beitrag entsteht, weil völlig offen sei, 

ob der Zweckverband die benötigten 

Leitungsrechte von den Eigentümern, über 

deren Grundstücke der Hauptsammler verläuft, 

erhält. Eine solche Prognosesicherheit sieht 

weder die Satzung noch § 6 Abs. 7 KAG LSA vor. 

Abgesehen davon hat der Zweckverband im 

Verfahren erklärt, dass er im Falle der 

Verweigerung der Eintragung der 

Leitungsrechte die Sicherung durch Verfahren 

nach § 93 WHG durchsetzen wird. 

Ein Klageverfahren zu dem 

verfahrensgegenständlichen Bescheid ist noch 

anhängig. Wir werden Sie über den Ausgang 

dieses Verfahrens informieren. 

 

 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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VG Leipzig: Vorrang privater Kita-Träger 

 

Das Verwaltungsgericht Leipzig hat in einem 

Eilverfahren, Beschl. v. 08.09.2025 - 5 L 681/25, 

entschieden, dass § 9 Abs. 2 SächsKitaG und § 3 

Abs. 1 SGB VIII nicht nur eine Vielfalt der 

Konzepte, sondern auch eine Vielfalt der Träger 

fordere. Damit sollen private Träger vorrangig 

tätig sein. 

Hintergrund der Entscheidung ist ein Beschluss 

des Gemeinderates der beklagten Gemeinde, die 

Vereinbarung mit einem privaten Träger über 

den Betrieb einer Kindertageseinrichtung zu 

kündigen, um die Einrichtung zukünftig in 

kommunaler Regie führen zu können. Mit 

Ausnahme kirchlicher Einrichtungen hatte die 

Gemeinde allen privaten Trägern gekündigt. Der 

Träger verlangt in dem Eilverfahren eine 

Fortführung der Kindertageseinrichtung.  

Das Verwaltungsgericht hat dem Antrag 

insoweit stattgegeben, als die Gemeinde 

vorläufig weiterhin die Betriebskosten 

aufbringen muss. 

Die Kündigung der Vereinbarung sei 

rechtswidrig. Die Jugendhilfe sei vom Prinzip der 

"Pluralität der Jugendhilfe" geprägt. Zwar sei 

umstritten, ob bereits aus § 4 Abs. 2 SGB VIII ein 

absoluter Vorrang der freien Jugendhilfe zu 

folgern ist. Dies könne aber dahinstehen, da sich 

der sächsische Gesetzgeber entschieden habe, 

das Vorrangprinzip mit § 9 Abs. 2, 3 SächsKitaG 

landesrechtlich ausdrücklich zu normieren. Aus 

§ 9 Abs. 2 SächsKitaG folge, dass privaten 

Trägern bei der Auswahl Vorrang zukommt und 

aus § 9 Abs. 3 SächsKitaG ergebe sich, dass 

gemeindliche Kindertagesstätten nachrangig 

sind.  

Diese Grundsätze müssten auch von den 

Gemeinden beachtet werden, auch wenn sie 

nicht Träger der öffentlichen Jugendhilfe nach 

§§ 65 ff. SGB VIII sind. § 4 Abs. 2 SGB VIII richte 

sich nicht an den Träger der öffentlichen 

Jugendhilfe, sondern an "die öffentliche 

Jugendhilfe". § 8 Satz 1 SächsJHG bestimme, 

dass Gemeinden Aufgaben der öffentlichen 

Jugendhilfe wahrnehmen. Sie gehörten damit zu 

der öffentlichen Jugendhilfe. Ein Konzept, das 

freie Träger gänzlich aus der 

Kindertagesstättenlandschaft ausschließt, sei 

mit § 9 Abs. 2, Abs. 3 SächsKitaG nicht vereinbar. 

Ob die Regelungen in § 9 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 

SächsKitaG, § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 2 SGB VIII lediglich 

objektiv-rechtliche Qualität haben oder auch 

subjektiv-rechtliche Ansprüche vermitteln 

können, erscheine derzeit als offen. Diese Frage 

könne jedoch dahinstehen, da die Beteiligten 

bereits die Rahmenvereinbarung geschlossen 

haben. Solche vertraglichen Absprachen 

begründeten jedenfalls den Anspruch der 

Beteiligten bei der Wahrnehmung vertraglicher 

Gestaltungsrechte nicht gegen objektiv-

rechtliche Vorgaben zu verstoßen.  

Das von der beklagten Gemeinde verfolgte 

Konzept verstoße gegen § 9 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 

SächsKitaG, § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 2 SGB VIII. Dieses 

Konzept führe nicht nur reflexartig zu 

Einschränkungen der Pluralität, sondern 

beabsichtige diese. Die von der Antragsgegnerin 

geplante Uniformität und Homogenität der 

Kindertagesstätten laufe den Zielen des 

Bundesgesetzgebers und des 

Landesgesetzgebers diametral zuwider. Die von 

der Gemeinde angeführten Ziele der 

Zentralisierung der Aufnahme von Kindern und 

der Planung der Auslastung sowie der 

verstärkten Einflussnahme auf die 

Kindertagesstätten sowie der Ausweitung des 

bisherigen Prüfrechts hinsichtlich der 

Betriebsausgaben hin zu einer aktiveren 

Einflussnahme auf die Kosten seien keine 

hinreichenden Motive für die geplanten 

Maßnahmen. Mit der Vereinheitlichung mögen 

Vorteile bei der Koordinierung und den Kosten 

einhergehen, allerdings habe der Gesetzgeber 
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diese Vorteile bewusst untergeordnet, als er das 

Prinzip der Pluralität geschaffen hat. Über diese 

Wertung könne sich die Gemeinde nicht 

hinwegsetzen. 

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. 

Das Verfahren wird dazu beitragen, Klarheit in 

die Auslegung der Regelungen in § 9 SächsKitaG 

zu bringen. Wenn die vom Verwaltungsgericht 

Leipzig vorgenommene Auslegung der 

Regelungen bestätigt wird, ist es den  

 

 

 

 

 

Gemeinden verwehrt, eine (Re-) 

Kommunalisierung der Kindertages-

einrichtungen mit Kostenvorteilen und besseren 

Kontrollmöglichkeiten zu begründen. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Geplante Änderung des Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt 

 

Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt hat am 

02.09.2025 (Drucksache 8/5888) den Entwurf 

eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 

Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt 

eingebracht. 

Danach soll § 4 Abs. 3 über die 

Straßenverzeichnisse wie folgt neugefasst 

werden: 

„(3) Wird eine Eintragung nach Absatz 2 im 

Bestandsverzeichnis unanfechtbar, so gilt eine 

nach § 6 Abs. 3 erforderliche Zustimmung als 

erteilt und die Widmung als verfügt. Ist eine 

Straße nicht im Straßenverzeichnis nach Absatz 1 

eingetragen oder nach Absatz 2 nicht im 

Bestandsverzeichnis aufgenommen worden, so 

gilt sie nicht als öffentliche Straße. Sind Stra-ßen 

nach Absatz 2 nicht bis zum Ablauf des 31. 

Dezember 2027 in ein Bestandsverzeichnis 

aufgenommen, sind sie nicht öffentliche Straßen 

im Sinne des Gesetzes.“ 

Mit der Neufassung soll Rechtsklarheit 

dahingehend geschaffen werden, dass die 

Aufnahme einer Straße in das 

Bestandsverzeichnis in Bezug auf die Anordnung 

der Öffentlichkeit der Straße keine konstitutive, 

die Widmung ersetzende Wirkung hat. Ist eine 

Straße allerdings in das Straßenverzeichnis 

eingetragen oder in das Bestandsverzeichnis 

aufgenommen, so begründet dies eine 

Vermutung für die Öffentlichkeit der Straße, auf 

die sich zunächst jedermann berufen kann. Da 

nicht alle Gemeinden über bestandskräftige 

Bestandsverzeichnisse verfügen, sollen die 

Gemeinden mit der Fristenregelung angehalten 

werden, bis zum 31. Dezember 2027 ihre 

Bestandsverzeichnisse zu vervollständigen. 

Neu aufgenommen werden soll ein § 9a über die 

„Duldungspflicht im Interesse der 

Unterhaltung“, wonach Anlieger und 

Hinterlieger es dulden müssen, dass die 

Straßenbaubehörde oder von ihr Beauftragte die 

Grundstücke betreten oder vorübergehend 

benutzen, soweit dies zur Unterhaltung einer 

öffentlichen Straße erforderlich ist. Der 

Straßenbaulastträger hat die Arbeiten dem 

Dritten anzukündigen. 

Zur geplanten Neuregelung des § 23 Abs. 5 zur 

Kostenbeteiligung der Straßenbaulastträger an 

den Investitionskosten einer gemeindlichen 

Entwässerungsanlage beachten Sie bitte den 

gesonderten Artikel der Frau Dr. Däumichen. 

In den §§ 37 bis 41 sollen die Regelungen zur 

Planfeststellung für den Bau oder die Änderung 

von Landesstraßen geändert und ergänzt 

werden. Der Landesgesetzgeber will sich dabei 

an den Regelungen der §§ 17 f. FStrG orientieren. 

Das Gesetz soll am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft treten. 

 

 

Dr. Sebastian Schmuck 

Rechtsanwalt 
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Kostenerstattung für Straßenoberflächenentwässerung:  

Änderung von § 23 Abs. 5 StrG LSA? 

 

Nach § 23 Abs. 5 des Straßengesetzes des Landes 

Sachsen-Anhalt (StrG LSA) hat der öffentliche 

Abwasserentsorger einen Anspruch auf 

Kostenerstattung gegenüber dem 

Straßenbaulastträger, soweit dieser die 

öffentlichen Abwasseranlagen für die 

Entsorgung des Straßenoberflächenwassers 

mitbenutzt. Die Höhe des Anspruchs bemisst 

sich dabei nach den fiktiven Kosten, die bei der 

Herstellung einer eigenen 

Straßenentwässerungsanlage anfallen würden.  

Die Landesregierung hat am 02.09.2025 

folgende Änderung von § 23 Abs. 5 

vorgeschlagen (Drucksache 8/5888): 

„(5) Erfolgt eine Straßenentwässerung über eine 

nicht straßeneigene, von der Gemeinde oder dem 

Abwasserzweckverband eingerichtete 

Entwässerungsanlage, so beteiligt sich der Träger 

der Straßenbaulast an den Kosten der Herstellung 

oder Erneuerung dieser Anlage entsprechend der 

Fläche, die für die eigene Straßenentwässerung 

anzusetzen ist. Der Gemeinde oder dem 

Abwasserzweckverband obliegt die schadlose 

Abführung des Straßenoberflächenwassers. Für 

die Inanspruchnahme der Entwässerungsanlage 

erhebt die Gemeinde oder der 

Abwasserzweckverband vom 

Straßenbaulastträger Gebühren nach § 5 KAG LSA 

oder privatrechtliche Benutzungsentgelte.“ 

Sollte der Änderungsvorschlag angenommen 

werden, müssten sich zukünftig die 

Straßenbaulastträger an den Investitionskosten 

einer zu erneuernden Abwasseranlage auf Basis 

der tatsächlichen Kosten beteiligen. Die Höhe 

des Kostenbeitrags würde sich dann nach der 

nteiligen Fläche der zu entwässernden Straße an 

der Gesamtbemessungsfläche der im 

Straßenkörper zu bauenden 

Entwässerungsanlage berechnen.  

Zudem könnten die öffentlichen 

Abwasserentsorger Gebühren für weitere 

indirekt anfallende Kosten für den langfristigen 

Betrieb der Entwässerungsanlage, insbesondere 

auch weitere investive Kosten für die 

Weiterleitung, Reinigung und Rückhaltung des 

Straßenoberflächenwassers verlangen. 

Auch nach dem Änderungsentwurf soll § 23 Abs. 

5 StrG LSA nicht für Bundesstraßen gelten. Somit 

wird der Bund wohl weiterhin die 

nichtauskömmlichen OD-Pauschalen für die 

Mitbenutzung der Abwasseranlagen anbieten. 

Aus haushaltsrechtlichen Gründen sollten die 

öffentlichen Abwasserentsorger diese 

Pauschalen nicht akzeptieren.  

Der Gesetzesentwurf enthält keine Übergangs- 

oder Überleitungsvorschriften. Somit würde die 

Neuregelung nur für Herstellungen oder 

Erneuerungen von Abwasseranlagen gelten, die 

nach Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 

fertiggestellt werden. 

Wir werden über den weiteren Verfahrensgang 

berichten.  

 

 

Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 

Fachanwältin für Vergaberecht 
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Richtiger“ Adressat einer Ersatzpflanzungsanordnung 

bei zurechenbarer Entfernung durch Dritte 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht (OVG) 

hat mit Beschluss vom 13.08.2025 (Az.: 4 B 

49/25) über die Rechtmäßigkeit einer auf 

Grundlage einer Gehölzschutzsatzung 

erlassenen Anordnung zur Ersatzpflanzung 

entschieden. Adressat der Anordnung war der 

Grundstückseigentümer, der einen Dritten zuvor 

mit der Beseitigung von (geschützten) Gehölzen 

auf seinem Grundstück beauftragt hat. 

Das OVG hat ausgeführt, dass eine Auslegung, 

wonach eine Gehölzschutzsatzung eine 

Inanspruchnahme des Grundstückseigentümers 

als Zustandsstörer erlaubt, wenn ihm das 

Handeln des Dritten, der die geschützten 

Gehölze ohne entsprechende Genehmigung 

entfernt hat, zurechenbar ist, ohne dass dem 

Grundstückseigentümer dabei ein eigenes 

Verschulden treffen muss, keinen rechtlichen 

Bedenken begegnet. 

Weiter führte es aus, dass es naheliegend 

erscheint, den Grundstückseigentümer als 

Störer nach der Gehölzschutzsatzung 

heranzuziehen, weil die Regelung in erster Linie 

die Wiederherstellung des ursprünglichen 

Zustands als Rechtsfolge vorsieht und dies 

naturgemäß nur auf dem Grundstück erfolgen 

kann, auf dem die Gehölze zuvor entfernt 

wurden. Dies gilt auch für Ersatzpflanzungen, 

soweit eine Wiederherstellung des 

ursprünglichen Zustands nicht möglich ist. 

Lediglich in Fällen, in denen geschützte Gehölze 

ohne jegliches Zutun des 

Grundstückseigentümers beschädigt, zerstört  

 

 

oder entfernt werden, dürfte dessen 

Heranziehung zur Vornahme einer 

Ersatzpflanzung ausscheiden.  

So lag der Fall vorliegend jedoch nicht. Indem der 

Grundstückseigentümer einen Dritten mit der 

Beseitigung von Gehölzen auf seinem 

Grundstück beauftragt hat, hat er eine Ursache 

für die Entfernung geschützter Gehölze ohne 

Genehmigung gesetzt.  

Ob der Dritte im Rahmen des Auftrags des 

Grundstückseigentümers gehandelt hat oder 

davon abgewichen ist, spielt für die 

Störereigenschaft des Grundstückseigentümers 

keine Rolle.  

 

 

 

Timo Klann 

Rechtsanwalt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


